
Anerkenntnisverfahren zukommen. Gemäß § 495a z,t-D 
muß der Erhebung der' Klage ein Güteverfahren vor­
ausgehen, über dessen wesentliche Ergebnisse ein Pro­
tokoll aufzunehmen ist (§ 499g ZPO). Dies gilt selbst­
verständlich auch für den Unterhaltsprozeß des nicht­
ehelichen Kindes. In dem Protokoll des Kreisgerichts 
ist nichts darüber erwähnt, daß ein Güteverfahren 
stattgefunden hat. Da die Beachtung der für die münd­
liche Verhandlung vorgeschriebenen Förmlichkeiten 
nur durch das Protokoll bewiesen werden kann (§ 164 
ZPO) — dazu gehört insbesondere der im allgemeinen 
anzugebende Gang der Verhandlung (§ 160 Abs. 1 
ZPO) —, muß angenommen werden, daß eine Güte­
verhandlung in dieser Sache nicht stattgefunden hat, 
obwohl keiner der Fälle des § 495a Abs. 1 Satz 2 Ziif. 2 
bis 6 und Abs. 2 ZPO gegeben ist, bei denen es eines 
Güteverfahrens nicht bedarf. Gerade die Güteverhand­
lung, in der die Parteien erstmals in dem zu entschei­
denden Rechtsstreit vor Gericht stehen, gibt der Zivil­
kammer die Möglichkeit, nach eingehender Erörterung 
des gesamten Streitverhältnisses (§ 499c ZPO) belehrend 
und erzieherisch auf die Parteien einzuwirken und 
damit gegebenenfalls Voraussetzungen zu einem der 
wirklichen Sachlage und den Interessen der Beteiligten 
entsprechenden Vergleich zu schaffen. Es kommt be­
sonders darauf an, den Parteien die Sach- und Rechts­
lage sowie die gesetzlichen Bestimmungen verständlich 
zu erläutern, damit sie in der Lage sind, ihre Pflichten 
zu erkennen und für den weiteren Prozeßverlauf die 
notwendigen Schlußfolgerungen zu ziehen. Jede for­
male Durchführung der Güteverhandlung oder gar die 
unberechtigte Abstandnahme von diesem Verfahren 
verletzt nicht nur das Gesetz, sondern wirkt sich auch 
nachteilig auf den weiteren Gang des Rechtsstreites aus.
Nach Eintritt in die streitige Verhandlung auf Antrag 
einer Partei (§ 499e ZPO) und Beschluß des Gerichts 
beginnt diese damit, daß die Parteien ihre Anträge 
stellen (§§ 137 Abs. 1, 495 ZPO). Die Anträge sind in 
erster Instanz mündlich zu stellen (§ 507 ZPO, § 38 
Abs. 1 AnglVO), wobei sich die Parteien auf ein­
gereichte Schriftsätze beziehen können. Die gestellten 
Anträge sind in das Sitzungsprotokoll aufzunehmen; 
insoweit ist das Protokoll den Parteien vorzulesen, was 
ebenfalls im Protokoll zu vermerken ist (§§ 510a, 160 
Abs. 2 Ziff. 2, 162 ZPO). Die Einhaltung dieser Form­
vorschriften ist deshalb von besonderer Bedeutung, 
weil das Gericht nicht befugt ist, einer Partei etwas 
zuzusprechen, was nicht beantragt würde (§ 308 Abs. 1 
ZPO). Auch für das Anerkenntnisverfahren (§ 307 
ZPO) gelten diese Vorschriften uneingeschränkt mit 
der Maßgabe, daß nicht nur das Anerkenntnis selbst in 
das Protokoll aufzunehmen ist, sondern auch der be­
sondere Antrag, den Verklagten dem Anerkenntnis ge­
mäß zu verurteilen.
Wie sich aus dem Protokoll ergibt, hat der Kläger in 
der streitigen Verhandlung keine Anträge gestellt. Der 
Verklagte konnte demzufolge weder die „Klageforde­
rung“ anerkennen, noch durfte gar ein Anerkenntnis­
urteil ergehen. Die Anführung der beabsichtigten An­
träge in der Klagschrift reicht, solange sie nicht nach 
Eintritt in das Streitverfahren in mündlicher Verhand­
lung gestellt werden, nicht aus, um darüber die ge­
richtliche Entscheidung zu treffen, zumal dem Kläger 
gestattet ist, seine beabsichtigten Anträge auf Grund 
der Erörterungen im Güteverfahren abzuändern oder 
zu ergänzen (§ 499e Abs. 1 Satz 2 ZPO).
Bereits wegen Verletzung der §§ 495, 495a, 137 Abs. 1 
ZPO war mithin das Anerkenntnisurteil aufzuheben.
Aber selbst wenn die für das Güteverfahren und die 
streitige Verhandlung maßgeblichen Verfahrensvor­
schriften eingehalten worden wären, hätte die Ent­
scheidung des Kreisgerichts nicht aufrechterhalten wer­

den können. Dem Verklagten geht durch das prozes­
suale Anerkenntnis jeder Einwand gegen den Bestand 
des Klaganspruches verloren; es droht ihm also nicht 
selten die Gefahr eines erheblichen Rechtsverlustes. 
Der von einem Verklagten anerkannte Anspruch darf 
zudem nicht im Widerspruch zu den Grundsätzen der 
Rechtsordnung unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates 
stehen. Besonders die große gesellschaftliche Bedeutung 
der Regelung familienrechtlicher Streitigkeiten erfor­
dert eine erhöhte Sorgfaltspflicht des Gerichts gerade 
im Anerkenntnisverfahren. So notwendig es ist, unsere 
Bürger zu einer möglichst freiwilligen Anerkennung 
und Erfüllung ihrer Unterhaltsverpflichtungen anzu­
halten, so birgt andererseits jedes Urteil, das ungerecht­
fertigte oder überhöhte Unterhaltsansprüche zuerkennt, 
die Gefahr in sich, daß es die Arbeitskraft und die 
Arbeitsfreude unserer Werktätigen beeinträchtigt und 
sich ungünstig auf die Erfüllung und Übererfüllung 
unserer volkswirtschaftlichen Ziele im Rahmen des 
Produktionsaufgebotes auswirkt. Gerade in Unterhalts­
prozessen haben daher unsere Gerichte gemäß § 139 
ZPO vor Erlaß einer Entscheidung die Lebens- und 
Erwerbsverhältnisse der Parteien eingehend zu erör­
tern, um sie vor übereilten Anerkenntnissen zu oe- 
wahren. Mithin hätte bereits in der Güteverhandlung 
das Kreisgericht den rechtsunkundigen Verklagten zu­
nächst über Inhalt und Bedeutung der §§ 1717, 1718 
BGB belehren müssen. Hierzu lag auf Grund der Er­
klärungen des Verklagten vor dem Referat Jugendhilfe 
beim Rat des Kreises besondere Veranlassung vor. Er 
war darüber zu befragen, weshalb die Beiwohnung 
gerade Ende August/Anfang September 1960 stattgefun­
den haben soll und ob ihm die Schwester der Frau G. 
über deren Verhalten während ihres Besuches in H. 
nähere Einzelheiten berichtet habe. Dabei war es auch 
notwendig, mit dem Verklagten die Gegenäußerung 
der Mutter des Klägers vor dem Rat des Kreises zu 
erörtern.

Der Kläger fordert laut Klagschrift vom Verklagten 
monatlich 55 DM Unterhalt. Er beruft sich darauf, daß 
der Verklagte im Monat 317 DM netto verdiene, und 
hat hierzu eine Lohnbescheinigung überreicht. Die nur 
einseitige Angabe des Einkommens des Verklagten ver­
mag jedoch die Einhaltung der Grundsätze unserer 
Gesellschaftsordnung nicht zu gewährleisten. Im Unter­
haltsprozeß minderjähriger Kinder sind die Lebens­
und Erwerbsverhältnisse b e i d e r  Elternteile ein­
gehend zu prüfen. Für nichteheliche Kinder wird die« 
im § 17 Abs. 2 MKSchG besonders geregelt. Deshalb 
ist es geboten, daß diese Verhältnisse bereits in der 
Klagschrift ausreichend dargelegt und zweckdienliche 
Beweisanträge gestellt werden. Zwar sind zu den Le­
bensverhältnissen der Mutter des Klägers einige An­
gaben aus der Niederschrift des Rates des Kreises, 
Referat Jugendhilfe, vom 1. August 1961 zu entnehmen. 
Hinsichtlich des Verklagten ist dort jedoch weder der 
Beruf angegeben, noch wird etwas über seine Lebens­
verhältnisse, insbesondere auch über sonstige ihm ob­
liegende Unterhaltsverpflichtungen, ausgeführt. Es wäre 
Pflicht des Kreisgerichts gewesen, bereits in der Güte­
verhandlung den Sachverhalt auch insoweit durch Be­
fragen der Parteien aufzuklären. Wie im Kassations­
antrag aufgeführt ist, ist der Verklagte verheiratet und 
für seine Ehefrau und ein eheliches Kind unterhalts­
verpflichtet. Bereits hieraus ergibt sich, daß der für den 
Kläger festgesetzte Unterhaltsbetrag überhöht sein 
dürfte. All diese Umstände wird das Kreisgericht in 
der erneuten mündlichen Verhandlung zu beachten 
haben.

Hinzuweisen ist schließlich auch darauf, daß das ver­
kündete Anerkenntnisurteil keinen Tatbestand und 
keine Entscheidungsgründe enthält. Das ist zwar nach
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